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Abkiirzungsverzeichnis

SGK-NR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

WHO World Health Organization

EpG Epidemiengesetz

DNA Desoxyribonukleinsdure (engl.: deoxyribonucleic acid)

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

OMS Organisation mondiale de la Santé

LEp loi sur les épidémies

ADN Acide désoxyribonucléique
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Epidemien

Vor dem Hintergrund der Covid-19-Pandemie beschéaftigte sich die SGK-NR im Juni
2021 mit einer parlamentarischen Initiative Heer (svp, ZH) zu einer dringlich erkléarten,
auf finf Jahre befristeten Anderung des Epidemiengesetzes (EpG). Der Initiant
beabsichtigte mit seinem Vorstoss einerseits, die besonderen Lage nicht langer durch
die WHO - «einer fremden Institution» -, sondern durch Schweizer Behdrden
feststellen zu lassen. Andererseits wollte er die Anordnungskompetenz von
Grundrechtseingriffen mittels genereller Massnahmen an die Bundesversammlung und
damit an die Gesetzgeberin delegieren. Er begrindete diese Zustandigkeitsibertragung
mit der «Schwere, Haufigkeit und Dauer» der bisherigen auf dem EpG basierenden
Interventionen des Bundesrates. Das Gleiche sah er fir Massnahmen im Kontext der
ausserordentlichen Lage vor. Insgesamt strebe er damit die Beseitigung eines
Zustandes an, in dem sich die Bevdlkerung «fast téglich» vor mdglichen
Freiheitseinschrankungen durch die Landesregierung flrchten musse, erklarte Heer.
Mit 17 zu 5 Stimmen beantragte die Kommission, dem Geschaft keine Folge zu geben, da
das EpG ihres Erachtens nicht nur im Zusammenhang mit der Funktion des Parlaments,
sondern in seiner Gesamtheit Uberarbeitet werden sollte. '

In der Wintersession 2021 stand die Behandlung einer parlamentarischen Initiative Heer
(svp, ZH) beziiglich einer Anderung des Epidemiengesetzes (EpG) auf der
Traktandenliste des Nationalrates. Der Initiant storte sich insbesondere an Artikel 6 des
Gesetzes, in welchem die besondere Lage definiert ist und welcher dem Bundesrat in
diesen Ausnahmesituationen Vollmachten verleint. Das «Hlst und Hott» der
Landesregierung im Rahmen der Covid-19-Pandemie sei nicht langer hinnehmbar,
vielmehr erfordere eine solche Einschréankung von Grundrechten, wie sie durch das
Epidemiengesetz  mdglich  seien, eine breitere  Abstitzung durch die
Bundesversammlung. Kommissionssprecherin Flavia Wasserfallen (sp, BE) erklarte, dass
die SGK-NR zwar die Meinung vertrete, dass es einer Revision des EpG bedirfe -
deshalb sei auch die Kommissionsmotion 21.3963 eingereicht worden -, allerdings sei
eine umfassende Uberarbeitung des Gesetzes und eine Uberprifung aller darin
enthaltener Aspekte nétig. Dies erfordere Zeit, da dafur die im Rahmen der Pandemie
ergriffenen Massnahmen analysiert und die verschiedenen Zustandigkeiten Uberprift
werden miussten. Mit 17 zu 5 Stimmen beantragte die Kommission daher, auf
Folgegeben zu verzichten, wobei sich eine Kommissionsminderheit flir Folgegeben
aussprach. Der Nationalrat folgte mit 135 zu 51 Stimmen deutlich seiner
Kommissionsmehrheit. 2

Soziale Gruppen
Migrationspolitik

Eine parlamentarische Initiative Heer (svp, ZH), die im Fall des Familiennachzugs aus
~problematischen™ Landern zuséatzlich zu Zivilstandsakten zwingend DNA-Profile zur
Feststellung von Abstammung und Identitat verlangen wollte, wurde vom Nationalrat mit
117 zu 51 Stimmen abgelehnt. Die Kommissionsmehrheit machte geltend, derartige Tests
seien im Zweifelsfall bereits mit dem neuen Auslandergesetz moglich; obligatorische
Untersuchungen ohne hinreichenden Verdacht auf Vorliegen irgendeines
Straftatbestandes verstiessen gegen das verfassungsmassige Grundrecht auf den Schutz
der Privatsphére und wirden wohl auch die Europaische Menschenrechtskonvention
verletzen. Die Beschrankung des obligatorischen Tests auf die so genannten
Problemlander wiirde Giberdies eine rechtsungleiche Behandlung bewirken. *

1) Medienmitteilung SGK-NR vom 25.6.21
2) ABNR, 2021, S. 2692 f.
3) AB NR, 2008, S. 1351 ff.
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